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Hochlohnland 
Deutschland

Hans-Hagen Härtel

Die Aussage des M ünchner Ito -Ins titu ts  fü r W irtschafts fo rschung, daß das Lohnniveau 
fü r Deutschland keineswegs als S tandortnachte il zu w erten sei, hat n icht nur unter den m ei­
sten W issenschaftle rn W iderspruch hen/orgerufen, sondern auch in der Ö ffen tlichke it für 
Verw irrung gesorgt. Ö konom en, die sich zur Angem essenheit der Lohnhöhe äußern, stehen 
vor der Schw ierigke it, daß einerseits ihre Aussagen Bestandte il der von Interessenge­
gensätzen bestim m ten po litischen Auseinandersetzungen werden, daß aber andererseits 
der em pirische Befund nicht so e indeutig ist, w ie dies im po litischen M einungskam pf be­
haupte t w ird. Um so w ich tige r ist es, daß die em pirischen Befunde eindeutig  in terpre tiert 
werden und daß Untersch iede zu anderen Positionen, w ie sie zum  Beispiel das der Industrie 
nahestehende Institut der deutschen W irtscha ft m it großem  N achdruck publiz iert, deutlich 
herausgeste llt werden.

Es ist unter den Bete iligten an der D iskussion n ich t um stritten , daß D eutschland aufgrund 
seiner S tandortqua litä t und Leistungsfäh igke it m it Recht zu den H ochlohn ländern gehört. 
G egenstand der Kontroverse ist vielmehr, daß Deutschland unter den H ochlohn ländern seit 
geraum er Zeit die Sp itzenposition  e inn im m t und daß der Abstand zu anderen hochent­
w icke lten Volksw irtschaften inzw ischen spektakuläre Ausm aße angenom m en hat. So ko ­
stete im verarbeitenden G ewerbe d ie  A rbe itss tunde im Jahre 1995 e inschließlich der Lohn­
nebenkosten 45,50 DM und dam it -  um gerechnet zu den ge ltenden W echselkursen -  fast 
30%  m ehr als in Japan, rund 55%  m ehr als in Frankreich, 80%> m ehr als in den USA und 
m ehr als doppe lt soviel w ie in G roßbritannien. Es erscheint kaum vorstellbar, daß D eutsch­
land gegenüber diesen Ländern entsprechende Le istungsvorsprünge hat, daß also seine 
A rbe itskrä fte  so viel tüchtiger, seine Ingenieure so viel findungsreicher, seine M anager so 
viel effiz ienter arbeiten und daß die A ussta ttung m it In frastrukture inrichtungen und die  Q ua­
litä t der Verwaltung so viel besser sein sollen als in den anderen führenden Industrie ländern.

Das Institut der deutschen W irtschaft w eist in seinem in ternationalen A rbe itskostenver­
gleich darauf hin, daß die A rbe itsp roduktiv itä t in D eutschland keineswegs stärker, sondern 
schw ächer als in den anderen Industrie ländern zugenom m en hat, so daß die Lohnstückko ­
sten in der deutschen Industrie we itaus rascher als in den Konkurrenzländern gestiegen 
sind. Was das Institu t a llerd ings aus dem  B lick läßt, ist die Tatsache, daß die Unternehm en 
diesen Lohnkostennachte il n icht durch G ew inneinbußen auffangen mußten. V ie lm ehr ha­
ben sie ihre Absatzpreise in D -M ark etw a im Ausmaß des Lohnkostenanstiegs anheben 
können. Da sich zugle ich die Vorle istungsbezüge aus dem  Ausland relativ verb illig ten, hat 
sich die W ortschöpfung je A rbe itsstunde -  und das rechnet das Ifo -Ins titu t vo r -  über den 
Anstieg der Lohnkosten hinaus erhöht.

A llerd ings haben sich dadurch deutsche Produkte im Vergleich zu ausländischen erheb­
lich verteuert. Man w ürde erwarten, daß diese Verteuerung die A bsatzaussichten der de u t­
schen Anb ie ter auf den ausländischen und heim ischen M ärkten nachhaltig bee in trächtig t 
hat. Dies ist a llerd ings nicht e ingetreten. Nach dem  konjunkturellen E inbruch des Jahres 
1993 w ird die deutsche K on junktur eher durch den Export als durch die B innennachfrage 
gestützt, und insbesondere haben sich nach der vere in igungsbed ingten Passivierung der 
Le istungsb ilanz die Ausfuhrerlöse bereits seit 1992 günstiger als die Im porte  entw icke lt. 
Daraus m üßte man schließen, daß das deutsche P roduktsortim ent relativ w enig dem  Preis-
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W ettbewerb ausgesetzt ist und die deutschen Herste ller über unausgenutzte Preiser­
höhungsspie lräum e verfügten.

Aus der Tatsache, daß sich der deutsche Export w ieder einmal als äußerst robust gezeigt 
hat und daß die he im ische Industrie inzw ischen auch w eniger als früher der Preiskonkurrenz 
der Im porteure ausgesetzt ist, darf man indessen nicht schließen, daß die deutsche W irt­
scha ft m it ihren Klagen über die hohen Lohnkosten den S tandort D eutschland nur sch lech t­
reden würde. V ie lm ehr beweisen die Unternehm en m it ihren rigorosen Personale insparun­
gen, von denen auch die  A usb ildungsp lätze nicht ausgenom m en sind, daß sie bei den 
gegebenen A rbe itskosten erheblich geringere Beschäftigungsm öglichke iten  sehen als in 
der Vergangenheit. Freilich beschränkt sich der A bbau von Arbe itsp lä tzen n icht nur auf die 
dem  grenzüberschreitenden W ettbew erb ausgesetzten Unternehm en, sondern erstreckt 
sich auf die gesam te W irtschaft und inzw ischen auch auf die s taatliche Verwaltung.

Es ist d ie  Schw äche von in ternationalen Lohnkostenvergle ichen, daß sie für die Suche 
nach dem  angem essenen Lohnniveau und der no tw endigen Lohndifferenzierung keine O ri­
entierung bieten. Der A npassungsbedarf w ird  v ie lm ehr durch die Entw icklung der A rbe its ­
losigke it signalisiert. N iem and verlangt indessen, daß die he im ischen Löhne auf das japan i­
sche, französische oder gar am erikanische Niveau abgesenkt werden. Sow eit sich das 
Lohnniveau auf Dauer als n ich t w e ttbew erbsfäh ig  erweist, a lso zu einer Passivierung der 
Le istungsb ilanz führt, w ird man sich darauf verlassen können, daß der W echselkurs fü r e i­
ne K orrektur sorgt, w ie ja die Veränderungen der in ternationalen Lohnrelationen in hohem 
Maße durch die Schw ankungen der W ährungsrela tionen bestim m t werden.

Gegen die Aussagefähigkeit des in ternationalen Lohnkostenverg le ichs w ird  auch einge­
w andt, daß in vielen europäischen Industrie ländern d ie A rbe its los igke it tro tz  eines n iedrige­
ren Lohnniveaus höher ist als in Deutschland. Dies sprich t a llerd ings nicht für den S tandort 
Deutschland, sondern gegen die Verwendung dieser Länder als M aßstab. In den letzten 
Jahren ist deutlich geworden, daß sich alle reifen Industrie länder schw ertun, die s truk ture l­
len Veränderungen zu bew ältigen, d ie  durch die techn ische Entw icklung und durch die G lo­
balis ierung hervorgerufen werden. A llerd ings sind die Erfolge oder M ißerfolge in den Indu­
s trie ländern keineswegs gleich, und es steht Deutschland, das die höchsten Löhne und 
n iedrigsten A rbeitszeiten bei hohem  sozialen S tandard beansprucht, wohl an, sich n icht m it 
den erfo lg losen, sondern m it den relativ erfolgre ichen Ländern zu vergle ichen. Neben oder 
anstelle des Lohnkostenverg le ichs muß also der Vergleich der w irtscha fts - und soz ia lpo liti­
schen M odelle treten.

Es w ar ja n icht der Anstieg der W echselkurse allein, der Deutschland w eit an die Spitze 
der A rbe itskosten getrieben hat. Ein we iterer Faktor besteht darin, daß in den Konkurrenz­
ländern die Lohndiszip lin  in einem Ausmaß zugenom m en hat, daß die deutsche Form der 
Tarifautonom ie kaum  noch als S tandortvorte il zu Buche schlägt. So w ar der jährliche A n­
stieg der gesam tw irtschaftlichen Lohnstückkosten in nationaler W ährung während der le tz­
ten zehn Jahre in Frankreich m it knapp 2%  nicht m ehr höher als in Deutschland, in Japan 
sogar nur noch halb so stark. Es hat den Anschein, daß die A rbe itnehm er sich in anderen 
Ländern bewußter sind, w ie stark ihre Beschäftigungsm öglichke iten  durch den weltw eiten 
W ettbew erb  m itbestim m t werden.

Die G lobalisierung und die  techn ische Entw icklung bieten zweife llos für innovative U n­
ternehm en und für m otiv ie rte  und angem essen spezia lisierte A rbe itskrä fte  erhebliche Ver­
d ienstm öglichke iten . Auf der anderen Seite scheint beides aber auch die Kom plem entaritä t 
zw ischen qualifiz ie rte r und e infacher A rbe it und zw ischen Produzenten und Zulieferern zu 
lockern, so daß sich der A npassungsdruck für andere Unternehm en und insbesondere für 
A rbe itskrä fte  m it w enigen oder überholten Q ualifikationen be trächtlich erhöht. Für diese 
Konste lla tion g ib t es auf der einen Seite das M odell der USA, das die Integration der vom  
S trukturw andel benachte ilig ten Bevö lkerungsgruppen se lbst um den Preis einer be träch t­
lichen Spreizung der E inkom m en begünstig t. A uf der anderen Seite g ib t es die Tendenz zur 
B eschränkung der B elegschaften auf einen le istungsstarken und hochbezahlten Kern, 
w ährend die benachteilig ten Bevö lkerungsgruppen „aus dem  M arkt genom m en“ und dem 
Sozia lstaat übergeben werden. In diesem  M odell, das sich noch in vielen deutschen K öp­
fen zu halten scheint, sind zwar die A rbe itskosten je Beschäftig ten höher, die E inkom m en je 
E inwohner aufgrund der höheren Abgaben last aber niedriger. Es ist zu hoffen, daß die Ver­
an tw ortlichen  in D eutschland m ehr und m ehr bereit sind, andere  S tandorte  zw ar n ich t zu 
kopieren, wohl aber von ihnen zu lernen.
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